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BR-Drs. Bundesratsdrucksache
BSG Bundessozialgericht
BSGE Entscheidung des Bundessozialgerichts
bspw. beispielsweise
BT Bundestag
BT-Drs. Bundestagsdrucksache
BVerfG Bundesverfassungsgericht
BVerfGE Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts
BVerwG Bundesverwaltungsgericht
BVerwGE Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts
bzgl. bezüglich
bzw. beziehungsweise
ca. circa
CDU Christlich Demokratische Union Deutschlands
CSU Christlich-Soziale Union
DDR Deutsche Demokratische Republik
ders. derselbe
DGMR Deutsche Gesellschaft für Medizinrecht e. V.
d. h. das heißt
dies. dieselbe
diesbzgl. diesbezüglich
DMW Deutsche Medizinische Wochenschrift
DÖV Die Öffentliche Verwaltung (Zeitschrift)



DOK Die Ortskrankenkasse (Zeitschrift)
DRV Deutsche Rentenversicherung (Zeitschrift)
DVBl. Deutsches Verwaltungsblatt (Zeitschrift)
Einl. Einleitung
etc. et cetera
EuGH Europäischer Gerichtshof
e. V. eingetragener Verein
evtl. eventuell
f./ff. folgende/fortfolgende
FDP Freie Demokratische Partei
Fn. Fußnote
FS Festschrift
gem. gemäß
GesR Gesundheitsrecht (Zeitschrift für Arztrecht, Krankenhausrecht, Apotheken-

und Arzneimittelrecht)
GG Grundgesetz
ggf. gegebenenfalls
GKV Gesetzliche Krankenversicherung
GKV-SolG Gesetz zur Stärkung der Solidarität in der gesetzlichen Krankenversicherung
GKV-WSG Gesetz zur Stärkung des Wettbewerbs in der gesetzlichen Krankenversicherung
GMG Gesetz zur Modernisierung der gesetzlichen Krankenversicherung
GOÄ Gebührenordnung für Ärzte
GRG Gesetz zur Strukturreform im Gesundheitswesen (Gesundheitsreformgesetz)
GSG Gesetz zur Sicherung und Strukturverbesserung der gesetzlichen Krankenver-

sicherung (Gesundheitsstrukturgesetz)
HGB Handelsgesetzbuch
h. M. herrschende Meinung
Hrsg. Herausgeber
IGeL individuelle Gesundheitsleistungen
insb. insbesondere
i. V. m. in Verbindung mit
JA Juristische Arbeitsblätter (Zeitschrift)
JöR Jahrbuch des öffentlichen Rechts der Gegenwart
Jura Jura – Juristische Ausbildung (Zeitschrift)
JuS Juristische Schulung (Zeitschrift)
JZ Juristenzeitung
Kk Krankenkasse (im Rahmen von Zitaten verwandt)
KV/ KrV Krankenversicherung (im Rahmen von Zitaten der Rechtsprechung verwandt)
KVG Gesetz betreffend die Krankenversicherung der Arbeiter
MBO (Muster-)Berufsordnung für die in Deutschland tätigen Ärztinnen und Ärzte
MedR Medizinrecht (Zeitschrift)
Mio. Million
m. w. N. mit weiteren Nachweisen
NJOZ Neue Juristische Online-Zeitschrift
NJW Neue Juristische Wochenschrift
Nr. Nummer
NVwZ-RR Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht – Rechtsprechungsreport
NZA Neue Zeitschrift für Arbeitsrecht
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NZS Neue Zeitschrift für Sozialrecht
OLG Oberlandesgericht
PflegeVG Gesetz zur sozialen Absicherung des Risikos der Pflegebedürftigkeit
PflVG Gesetz über die Pflichtversicherung für Kraftfahrzeugführer
PKV Private Krankenversicherung
RGBl. Reichsgesetzblatt
RGSt Entscheidung des Reichsgerichts in Strafsachen
Rn. Randnummer
RsdE Beiträge zum Recht der sozialen Dienste und Einrichtungen (Zeitschrift)
RVO Reichsversicherungsordnung
S. Seite/Satz
SDSRV Schriftenreihe des Deutschen Sozialrechtsverbandes e. V.
SGb Die Sozialgerichtsbarkeit (Zeitschrift)
SGB Sozialgesetzbuch
Slg. Sammlung von Entscheidungen
sog. sogenannte (im Rahmen von Zitaten verwandt)
SozR Sozialrecht
SozSich Soziale Sicherheit (Zeitschrift)
Soz.Vers. Sozialversicherung (im Rahmen von Zitaten verwandt)
SPD Sozialdemokratische Partei Deutschlands
SpuRt Sport und Recht (Zeitschrift)
StGB Strafgesetzbuch
StVG Straßenverkehrsgesetz
u. a. und ander unter anderem
usw. und so weiter
u. v. a. und viele andere
v. von
VAG Versicherungsaufsichtsgesetz
VersR Versicherungsrecht (Zeitschrift)
VersTr Versicherungsträger (im Rahmen von Zitaten verwandt)
vgl. vergleiche
Vorb. Vorbemerkung
VSSR Vierteljahresschrift für Sozialrecht
VVDStRL Veröffentlichungen der Vereinigung der Deutschen Staatsrechtslehrer
VVG Versicherungsvertragsgesetz
VW Versicherungswirtschaft (Zeitschrift)
WHO World Health Organization/Weltgesundheitsorganisation
WiDi Wirtschaftsdienst (Zeitschrift)
ZaeFQ/ZEFQ Zeitschrift für ärztliche Fortbildung und Qualität im Gesundheitswesen/Zeit-

schrift für Evidenz, Fortbildung und Qualität im Gesundheitswesen (Titel seit
2008)

z. B. zum Beispiel
ZfmE Zeitschrift für medizinische Ethik
ZfS Zeitschrift für Schadensrecht
ZFSH/SGB Zeitschrift für Sozialhilfe und Sozialgesetzbuch
ZHR Zeitschrift für das gesamte Handels- und Wirtschaftsrecht
zit. zitiert
ZRP Zeitschrift für Rechtspolitik
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ZSR Zeitschrift für Sozialreform
z. T. zum Teil
ZVersWiss Zeitschrift für die gesamte Versicherungswissenschaft
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Einleitung

In der gesundheitspolitischen Debatte werden mit dem Hinweis auf die Eigen-
verantwortung gesetzlich Krankenversicherter die unterschiedlichsten Assoziatio-
nen geweckt. Während einige die finanzielle Eigenleistung des Versicherten1 an-
sprechen, diskutieren andere, wie das gesundheitsrelevante Verhalten des Einzelnen
aussehen sollte. Wird eine stärkere Eigenverantwortung gesetzlich Krankenversi-
cherter gefordert, ergibt sich erst aus dem Kontext, ob damit Leistungsausschlüsse
bei gesundheitsgefährdendem Verhalten, eine Stärkung der Prävention, Förderung
der Patientenkompetenz, Ausweitung von Wahl- und Beteiligungsmöglichkeiten des
Versicherten oder schlicht die Rücknahme des Leistungsumfangs durch beispiels-
weise höhere Zuzahlungen gemeint sind. Dieser weitgehend ungeklärte Bedeu-
tungsgehalt des Phänomens der Eigenverantwortung ist wesentlicher Untersu-
chungsschwerpunkt dieser Arbeit.

Was heißt Verantwortung? Was bedeutet Verantwortung innerhalb unserer
Rechtsordnung? Was meint Eigen-Verantwortung? Welchen Einfluss hat insofern
die Zugehörigkeit zu einer Solidargemeinschaft und konkreter: zu einer Sozialver-
sicherung? Diese Fragen werden im zweiten Teil der Arbeit ausführlich untersucht.
Fundierte Antworten können insoweit nur unter Zugrundelegung der wesentlichen
sozialversicherungsrechtlichen Prinzipien und Besonderheiten gefunden werden,
sodass sich die Arbeit in ihrem ersten Teil zunächst einer ausführlichen Betrachtung
der relevanten sozialversicherungsrechtlichen Rahmenbedingungen widmet.

Das entwickelte Verständnis der Eigenverantwortung eines Sozialversicherten
hinsichtlich des sozialversicherten Lebensrisikos wird in einem weiteren Kapitel des
zweiten Teils auf die Besonderheiten der gesetzlichen Krankenversicherung bezo-
gen. Die im Recht der gesetzlichen Krankenversicherung gebildeten Kategorien von
Eigenverantwortung werden auf dieser Grundlage näher untersucht und eingeordnet.
Daran anschließend sind die derzeitige Ausgestaltung und mögliche Weiterent-
wicklung der mit diesen Kategorien angesprochenen Fragen der Kostenbeteiligung
des Versicherten und der Berücksichtigung seiner persönlichen Lebensführung
dargestellt und diskutiert.

Gegenstand des dritten Teils dieser Arbeit ist der krankenversicherungsrechtliche
Umgang mit den gesundheitlichen Folgen von Maßnahmen wunscherfüllender
Medizin. Ästhetisch motivierte Eingriffe wie Brustvergrößerungen, Nasenkorrek-
turen, Gesichtsstraffungen, das Unterspritzen von Lippen und Stirnfalten, das Ab-

1 Zur besseren Lesbarkeit wird in dieser Arbeit stellvertretend für die weibliche und
männliche Personenbezeichnung ausschließlich die männliche Form verwandt.



saugen von Fett, chirurgische Veränderungen an Genitalien etc. finden in den letzten
Jahren zunehmende Verbreitung und erscheinen nicht zuletzt aufgrund medialer
Aufbereitungen in Fernsehsendungen und Zeitschriften immer mehr gesellschaftlich
akzeptiert. Der Wunsch, den eigenen Körper entsprechend eines persönlichen Ide-
albilds zu perfektionieren, bezieht sich dabei nicht unbedingt auf eine Veränderung
des äußeren Erscheinungsbildes, beabsichtigt wird oftmals auch eine Steigerung der
körperlichen oder geistigen Fähigkeiten. Dieses auch unter dem Begriff Enhance-
ment diskutierte Phänomen wird zunächst ausführlich betrachtet. Ausgehend von den
vorherrschenden Begriffsverständnissen werden mögliche Maßnahmen der
Wunschmedizin und des Enhancements, deren Verbreitung und gesundheitliche
Risiken aufgezeigt sowie die Fragen eventueller Grenzen wunscherfüllender Me-
dizin und ihrer rechtlichen Dimensionen angerissen.

Bei gesundheitlichen Folgen bestimmter Maßnahmen wunscherfüllender Medi-
zin und des Enhancements greift die krankenversicherungsrechtliche Leistungsbe-
schränkung des § 52 Abs. 2 SGB V. Diese zum 1. April 2007 eingeführte Vorschrift
wird ausgehend von dem hier gewonnenen Verständnis von Eigenverantwortung des
gesetzlich Krankenversicherten untersucht und an den verfassungsrechtlichen Vor-
gaben gemessen. In Abhilfe der insoweit festgestellten Defizite wird abschließend
eine Regelungsmöglichkeit aufgezeigt, um den der Vorschrift zugrunde liegenden
politischen Willen aufzugreifen bzw. dem mit ihr verfolgten Normzweck gerecht zu
werden.
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Erster Teil

Sozialversicherungsrechtliche Grundlegung

Kapitel 1

Entwicklung der gesetzlichen Krankenversicherung
mit Blick auf die Eigenverantwortung der Versicherten

In der als Kaiserliche Botschaft bekannt gewordenen Thronrede1 kündigte Wil-
helm I. am 17. November 1881 den Aufbau einer Arbeiterversicherung an. Zur
sozialen Absicherung der Arbeiter sollten ihnen im Fall einer Krankheit, eines
Unfalls, der Invalidität und des Alters Rechtsansprüche auf Leistungen gewährt
werden. Vor dem Hintergrund der zunehmenden Organisation der Arbeiter und ihres
wachsenden Einflusses auf die Politik konzipierte der damalige Reichskanzler
Bismarck (1815– 1898) den Aufbau einer umfassenden Sozialversicherung und
setzte sich für deren politische Durchsetzung im Reichstag ein.2 Als erstes Gesetz,
das dem Aufbau einer Arbeiterversicherung diente, trat 1884 das Gesetz betreffend
die Krankenversicherung der Arbeiter (KVG)3 in Kraft. In der Folge wurden noch im
Jahr 1884 das Unfallversicherungsgesetz und 1889 das Gesetz betreffend die Inva-
liditäts- und Altersversicherung erlassen. Zur Durchführung der einzelnen Sozial-
versicherungsgesetze wurden juristische Personen des öffentlichen Rechts vorge-
sehen, denen das Recht zur Selbstverwaltung zukam.4 Hierbei wurde an bereits
vorhandene Institutionen angeknüpft.

Schon vor Erlass des KVG waren teilweise aufgrund privater Initiative der Ar-
beitgeber, der Arbeiter selbst oder aufgrund staatlicher Initiative Kassen gegründet
worden, die eine Absicherung im Krankheitsfall bezweckten.5 Mit dem KVG wurden

1 Vollständiger Abdruck in: ZSR 1981, 711 ff. und 730 ff.; dazu ausführlich Peters, Die
Geschichte der sozialen Versicherung, S. 49 ff.; Schlenker, in: Schulin (Hrsg.), HS-KV, § 1
Rn. 17 ff.; Waltermann, Sozialrecht, § 3 Rn. 45 ff.

2 Kreßel/Wollenschläger, Leitfaden zum Sozialversicherungsrecht, S. 33 ff.; Kranz, Die
Bundeszuschüsse zur Sozialversicherung, S. 49 ff.

3 KVG vom 15.6. 1883, RGBl. S. 73.
4 Siehe ausführlich Schlenker, in: Schulin (Hrsg.), HS-KV, § 1 Rn. 44 ff.
5 Mit Beginn der industriellen Zeit, in der sich Wohnung und Arbeit trennten, sodass der

Schutz der bäuerlichen Großfamilie wegfiel, war eine Steigerung der Krankheits- und Un-
fallhäufigkeit durch die Industriearbeit festzustellen. Handwerker und Zünfte – oder auch




